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VORGESCHICHTE Der Genfer FDP-Nationalrat Christian Lüscher reicht 2009 eine parla-
mentarische Initiative für die Liberalisierung der Öffnungszeiten von 
Tankstellenshops ein. Da der Verkauf von Treibstoff und Fertigprodukten 
in solchen Läden in der Nacht erlaubt ist, sei es widersinnig, dass das 
restliche Sortiment zwischen 1 Uhr und 5 Uhr nachts weggeschlossen 
werden muss. Der Bundesrat, der zu einer Stellungnahme eingeladen 
wird, ist der Auffassung, dass die parlamentarische Initiative nur eine 
moderate Anpassung des Nachtarbeitsverbots darstelle. Die Auswirkun-
gen auf das Personal seien minim, weshalb er die parlamentarische In-
itiative zur Annahme empfiehlt. 

Im Nationalrat wird der Antrag einer Kommissionsminderheit auf Nicht-
eintreten deutlich verworfen. Die Sozialdemokraten versuchen zwar, die 
Liberalisierung auf Tankstellen bei Autobahnraststätten zu beschränken, 
der Rat ist jedoch anderer Meinung. Die Grünliberalen möchten noch ei-
nen Schritt weitergehen, indem sie nicht einseitig Tankstellenshops be-
vorzugen wollen, sondern die Liberalisierung auch für kleinere Läden for-
dern. Auch dieser Antrag scheitert jedoch. 

Auch im Ständerat versuchen die Vertreter der Linksparteien das Ge-
schäft zum Scheitern zu bringen, was aber auch hier ein aussichtsloses 
Unterfangen bleibt. In der Detailberatung wird dann ausgiebig diskutiert, 
ob die Tankstellenshops an „Hauptverkehrswegen mit starkem Reisever-
kehr“ oder an „Hauptverkehrsstrassen“ liegen müssen, um von der Libe-
ralisierung der Öffnungszeiten zu profitieren. Im Differenzbereinigungs-
verfahren setzt sich erstere Version durch, für die schon der Bundesrat 
plädiert hat. In der Schlussabstimmung wird die parlamentarische Initia-
tive mit 128 zu 59 Stimmen im Nationalrat und mit 29 zu 11 Stimmen im 
Ständerat angenommen. 

Die Gewerkschaften, unterstützt von den Kirchen und einigen linken und 
christlich-sozialen Parteien, ergreifen daraufhin das Referendum, das 
Ende April 2013 mit rund 70 000 Unterschriften zustande kommt. 

GEGENSTAND Das Arbeitsgesetz wird so angepasst, dass Tankstellenshops, die auf Au-
tobahnraststätten oder an Hauptverkehrswegen mit starkem Reisever-
kehr liegen und deren Waren- und Dienstleistungsangebot in erster Linie 
auf die Bedürfnisse der Reisenden ausgerichtet ist, neu rund um die Uhr 
ihr gesamtes Angebot verkaufen dürfen. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die linken Parteien, die Gewerkschaften und die Kirchen schliessen sich 
unter dem Namen «Sonntagsallianz» zusammen, um die Gesetzesände-
rung zu bekämpfen. Sie sind der Ansicht, dass die Liberalisierung bei den 
Tankstellenshops Teil einer rechtsliberalen Salamitaktik zur Aushöhlung 
des Arbeitnehmerschutzes und der Ruhezeiten sei. Ihre Kampagne steht 
denn auch unter dem Motto „Nein zum 24-Stunden-Arbeitstag“.  
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Für die Vorlage sprechen sich die bürgerlichen Parteien und die Wirt-
schaftsverbände aus, wobei die GLP die Pro-Kampagne anführt. Die Be-
fürworterinnen und Befürworter sprechen von einer bürokratischen Ab-
surdität, die mit der Gesetzesänderung aufgehoben werden soll. Ausser-
dem arbeite das Personal in den betroffenen Tankstellen schon jetzt in 
der Nacht, es dürfe aber lediglich einen Teil des Sortiments nicht anbie-
ten. Dass sich der Abt des Klosters Einsiedeln im Namen der Schweizeri-
schen Bischofskonferenz an vorderster Front gegen die Vorlage einsetzt, 
löst bei den bürgerlichen Befürwortern einschliesslich der CVP Diskus-
sionen darüber aus, wie stark sich die Kirchen zur politischen Tagesak-
tualität äussern sollen. 

Die Anzahl geschalteter Inserate ist überdurchschnittlich, wobei sich ein 
leichtes Übergewicht der Befürworter zeigt (Bernhard 2014). 

ERGEBNIS Die Änderung des Arbeitsgesetzes wird vom Volk mit 55,8% gutgeheissen. 
Nein-Mehrheiten gibt es vor allem in einem Teil der katholisch geprägten 
Gebiete (am deutlichsten in den Kantonen Jura, Wallis und Uri), was auf 
einen Effekt der Kampagne der Kirchen hindeutet. Allerdings sind auch 
unter den drei Kantonen mit den deutlichsten Ja-Mehrheiten (Zug, Tes-
sin und Nidwalden) zwei ehemalige Sonderbundskantone. 

Laut der Vox-Analyse hatten besonders die SP und die SVP Mühe, ihre 
Sympathisantinnen und Sympathisanten von ihrer Parole zu überzeugen. 
Bei der SP stimmten nur 59% der Basis gegen die Vorlage, die SVP-Basis 
nahm sie mit 54% nur knapp an. Die Anhängerinnen und Anhänger der 
CVP (64% Ja) und der FDP (74% Ja) folgten eher der Parole ihrer bevor-
zugten Partei. Stimmberechtigte in urbanen Gebieten nahmen die Vor-
lage häufiger an als Befragte in ländlichen Regionen. Auch der Besitz ei-
nes Autos wirkte sich auf das Stimmverhalten aus: Autofahrer – und da-
mit potenzielle Kunden von Tankstellenshops – sagten überdurchschnitt-
lich oft Ja. 
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